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Nur wenn die 
Industrie sich 
schon heute gut 
aufstellt, wird  
sie künftig  
erfolgreich sein.

IN KÜRZE

D eutschland hat einen starken industriellen 
Kern, der eine hohe Wertschöpfung und 
gute Arbeitsplätze schafft. Allein rund 20 % 

der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 
in Deutschland arbeiten in Industrieunternehmen, 
Zusätzlich schafft die Industrie Millionen von 
Arbeitsplätzen in vor- und nachgelagerten Dienst­
leistungsbranchen. Doch die Erfolgsfaktoren und 
Rahmenbedingungen sind im Wandel. Um morgen 
noch erfolgreich zu sein, müssen heute die richti­
gen Weichen gestellt werden. 

BASISINNOVATIONEN VERÄNDERN GANZE 
WERTSCHÖPFUNGSKETTEN

Der digitale Wandel prägt die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklungen in Deutschland 
und Europa. Basisinnovationen wie beispielsweise 
in den Bereichen künstliche Intelligenz, Industrie 
4.0, Biotechnologie oder neue Werkstoffe verän­
dern ganze Wertschöpfungsverbünde. Mit der Digi­
talisierung entstehen zudem neue plattformba­
sierte Geschäftsmodelle. Nur wer sich heute in 
diesen Feldern gut aufstellt, wird in der Lage sein, 
die Zukunft der Industrie erfolgreich zu gestalten. 
Die Industrie hat nicht nur eine wichtige Rolle in 
der Digitalisierung; sie ist auch ein zentraler 
Akteur, wenn es darum geht, den Klimaschutz effi­
zient umzusetzen. Die Technologien zur Bekämp­
fung des Klimawandels werden weitgehend von 
Industrieunternehmen entwickelt, die Produkte 
von der Industrie hergestellt. Nur wenn jetzt Inves­
titionen in emissionsarme industrielle Prozesse 
und Produkte getätigt werden, können Klimaziele 
erreicht werden. Gleichzeitig stellen protektionis­
tische Maßnahmen und eine staatlich gelenkte 

Industriepolitik von Drittstaaten die europäische 
Industrie vor große Herausforderungen. 

WIRTSCHAFT UND POLITIK MÜSSEN
STRUKTURWANDEL AKTIV ANGEHEN

Die Stärkung des Wirtschaftsstandortes Deutsch­
land und die Begleitung des Strukturwandels sind 
gemeinsame Aufgaben von Wirtschaft und Politik: 
Handeln und die Chancen ergreifen müssen in der 
Sozialen Marktwirtschaft in erster Linie die Unter­
nehmen. Der Politik kommt die Aufgabe zu, die Rah­
menbedingungen so zu setzen, dass die Unterneh­
men ihre Leistungsstärke im Wettbewerb entfalten 
und auf einem „Level Playing Field“ agieren kön­
nen – national wie international. Die Politik schafft 
Anreize und fördert den Wettbewerb unabhängig 
von der Unternehmensgröße. Denn das erfolgrei­
che Miteinander von kleinen und mittleren Unter­
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes, darunter 
auch die „Hidden Champions“ in ihren Nischen­
märkten und industriellen Großunternehmen 
sowie Dienstleistungsunternehmen, sind wesent­
liche Erfolgsfaktoren für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland.

DIALOG ZUR INDUSTRIEPOLITIK

Angesichts der vielschichtigen und tiefgreifenden 
Veränderungen hat der Bundesminister für Wirt­
schaft und Energie, Peter Altmaier, mit seinem Ent­
wurf einer nationalen Industriestrategie 2030 vom 
5. Februar 2019 eine breite und intensive industrie­
politische Debatte in Deutschland und Europa ange­
stoßen. Insbesondere der umfassende und konst­
ruktive Austausch mit Industrie, Wirtschaft, Wissen- 
schaft und Politik auf nationaler Ebene hat ein­
drucksvoll gezeigt: Die Stärkung der Wettbewerbs­
fähigkeit der Industrie gehört ganz oben auf die poli­
tische Agenda. Es gilt, den Industriestandort 

INNOVATIV  
DIE ZUKUNFT  
GESTALTEN
DIGITAL ISIERUNG , KL IMASCHUTZ ,  
WELTHANDEL: GROSSE HER AUS-
FORDERUNGEN DER INDUSTR IE
STR ATEGIE 2030.

STRATEGIEENTWURF VON  
MINISTER ALTMAIER 
STIESS BREITE INDUSTRIE
POLITISCHE DEBATTE  
UND KONSTRUKTIVEN  
MEINUNGSAUSTAUSCH AN.
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noch besser für die Zukunft zu wappnen. Als Ergeb­
nis des mehrmonatigen Dialogprozesses hat Bun­
desminister Altmaier dann am 29. November 2019 
die überarbeitete Industriestrategie 2030 vorgestellt. 
Wie auch die Mittelstandsstrategie des BMWi ent­
hält sie umfassende wirtschaftspolitische Maßnah­
men, um zukunftsfähige Arbeitsplätze zu schaffen 
und zu erhalten und so die Grundlagen für künfti­
gen Wohlstand und Wachstum zu legen. Die Indus­
triestrategie 2030 soll insbesondere auch dazu bei­
tragen, wirtschaftliche und technologische 
Kompetenz wiederzuerlangen und zu sichern, die 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen zu erhö­
hen und eine führende Rolle Deutschlands als 
Industrienation zu stärken. Die Zusammenarbeit 
mit Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften, 
zum Beispiel im „Bündnis Zukunft der Industrie“, 
ist dabei ein wichtiges Anliegen des BMWi. Wirt­
schaft, Gewerkschaften und Politik tragen eine 
gemeinsame Verantwortung dafür, das europäische 
Wohlstands- und Gesellschaftsmodell aufrechtzu­
erhalten. 

STRATEGIE WIRD GROSSES THEMA
AUCH IN DER EU-RATSPRÄSIDENTSCHAFT

Da über wesentliche Rahmenbedingungen für die 
Industrie auch in Brüssel entschieden wird, setzt 
sich die Bundesregierung für eine ambitionierte, 
langfristig ausgerichtete EU-Industriestrategie mit 
konkreten Maßnahmen ein. Dementsprechend wird 
das Thema auch bei der anstehenden deutschen EU-
Ratspräsidentschaft im zweiten. Halbjahr 2020 eine 
wichtige Rolle spielen.

Leitbilder der Industriestrategie sind die Stär­
kung der Sozialen Marktwirtschaft, offene Welt­
märkte mit regelbasiertem Handel und vergleich­

bare internationale Wettbewerbsbedingungen. 
Daran anknüpfend werden drei Handlungsfelder 
besonders adressiert: Standortbedingungen, Tech­
nologieförderung und Schutz der technologischen 
Souveränität. 

Erstens müssen die Rahmenbedingungen für 
die Industrie weiter verbessert werden. Für eine wett­
bewerbsfähige Industrie brauchen wir einen moder­
nen Ordnungsrahmen, der sich an die wandelnden 
Erfordernisse unserer Zeit anpasst. Zur Analyse der 
Standortbedingungen hat das BMWi eine Studie in 
Auftrag gegeben. Diese wird zusätzliche Anregungen 
geben, um auf nationaler Ebene notwendige Wei­
chenstellungen für die Zukunft zu treffen. Dazu gehö­
ren unter anderem wettbewerbsfähige Unterneh­
menssteuern und eine zukunftsorientierte Gestaltung 
der Sozialversicherungen mit einer Deckelung der 
Sozialversicherungsbeiträge bei unter 40 Prozent. 

Mit Blick auf die Anforderungen von Digitali­
sierung und Strukturwandel ist es außerdem not­
wendig, den Arbeitsmarkt zeitgemäß zu gestalten 
und zusätzliche Fachkräfte im In- und im Ausland 
zu gewinnen. Die Stromkosten müssen wettbewerbs­
fähig gehalten werden; „Carbon Leakage“ infolge der 
Bepreisung von CO2-Emissionen durch Zertifikate, 
also eine Verlagerung emissionsintensiver Wirt­
schaftsaktivitäten an Standorte mit schwächeren 
Klimaschutzgesetzen, ist zu vermeiden. Der 
zukunftsorientierte Ausbau der Infrastruktur, büro­
kratiearme Rahmenbedingungen, die sichere Roh­
stoffversorgung und ein Voranbringen der Kreis­
laufwirtschaft sind ebenfalls wichtige Bausteine, um 
den Standort Deutschland weiter zu stärken. 

Zweitens gilt es, das Innovationspotenzial der 
Industrie zu aktivieren. Sogenannte Game-Changer-
Technologien sind ein entscheidender Treiber des 
Strukturwandels und müssen als Basis für neue und 
leistungsfähige Produkte und Dienstleistungen am 
Standort Deutschland weiter gestärkt werden. Dafür 

Die im November 
2019 vorgestellte 
Industriestrategie 
ist im Dialog mit 
Wirtschaft und 
Gewerkschaften 
entstanden und 
enthält 
wirtschaftspoli­
tische Maßnah­
men zur Erhöhung 
der industriellen 
Wettbewerbs­
fähigkeit.

IN KÜRZE

Die Industrie-
strategie 2030 
adressiert drei 
Handlungsfelder 
im Besonderen: 
1. 
�bessere Standort­
bedingungen, 
2. 
�die Förderung  
von neuen Tech- 
nologien und 
3.
 �den Schutz der 
technologischen 
Souveränität.
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werden deutlich größere Investitionen in Schlüssel­
technologien benötigt. Während die USA und China 
bereits heute hohe Milliardenbeträge investieren, 
haben es innovative Technologieunternehmen in 
Deutschland und Europa oft schwerer, geeignete 
Finanzierungen für ihre Investitionen zu finden. Um 
das Innovationspotenzial zu heben, müssen die 
Finanzierungsmöglichkeiten weiter verbessert wer­
den, vor allem in der Wagniskapitalfinanzierung. 
Zudem muss es gelingen, mehr technologische Neu­
erungen in Anwendung zu bringen. 

Drittens muss Deutschland als führende Industrie­
nation den Anspruch haben, die Schlüsseltechno­
logien der Zukunft mitzugestalten, entsprechende 
Standards zu setzen und Wertschöpfungsverbünde 
in Deutschland und Europa zu halten. Das BMWi 
setzt sich zum Beispiel für den Aufbau einer euro­
päischen Batteriezelltechnologie und – gemeinsam 
mit europäischen Partnern – für die Schaffung einer 
vertrauenswürdigen Dateninfrastruktur (GAIA-X) 
für alle datenbasierten Prozesse ein. 

Neben der Förderung der Wettbewerbsfähig­
keit und Stärkung von Technologien brauchen wir 
Mechanismen, um unsere technologische Souverä­
nität und damit die relevante industrielle Substanz 
in Deutschland und Europa zu wahren. Leitbilder 
der deutschen Wirtschaftspolitik bleiben die Sozi­

ale Marktwirtschaft und offene Weltmärkte mit 
regelbasiertem Handel und vergleichbaren Wettbe­
werbsbedingungen weltweit sowie die Freiheit des 
internationalen Kapitalverkehrs. In Fällen, in denen 
die Offenheit Deutschlands von Unternehmen aus 
Drittstaaten genutzt wird, Strategien zu verfolgen, 
die die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder die 
technologische Souveränität gefährden können, muss 
das bestehende Instrumentarium angesichts der 
rasanten technologischen und geopolitischen Ent­
wicklungen modernisiert werden. Mit Blick auf die 
digitale Globalisierung muss in diesem Zusammen­
hang auch die Cybersicherheit gestärkt werden.

INDUSTRIEPOLITISCHE ROADMAP 

Die Industriestrategie 2030 ist als ein mittelfristi­
ger Prozess zur Stärkung der Industrie angelegt, der 
im gemeinsamen Dialog mit wesentlichen Akteu­
ren aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik fort­
gesetzt wird. Das BMWi wird die in der Strategie 
thematisierten industrierelevanten Vorhaben auch 
innerhalb der Bundesregierung vorantreiben und 
auf den Weg bringen. 

Im Sommer 2020 wird eine Standortkonferenz 
auf Grundlage einer unabhängigen Standortana­
lyse stattfinden. Zudem wird eine unabhängige 
Monitoring-Gruppe eingerichtet, die in regelmäßi­
gen Abständen eine Bewertung der industriellen 
Entwicklung, industrierelevanter Maßnahmen der 
Wirtschaftspolitik sowie auch besonderer Heraus­
forderungen vornehmen wird. 

Die Rahmenbedingungen müssen in Deutsch­
land und Europa der weltweit hohen technologi­
schen und unternehmerischen Dynamik entspre­
chend weiterentwickelt werden. Damit trägt der 
Staat zum Erfolg der Unternehmen in Zeiten der 
digitalisierten Globalisierung bei und zeigt auch 
unter den Gegebenheiten der aktuellen Herausfor­
derungen, wie die Soziale Marktwirtschaft als erfolg­
reiches Ordnungskonzept Wachstum und Beschäf­
tigung auch in Zukunft ermöglichen kann. 

U M  DA S  I N N OVAT IO N S -
P OT E N Z I A L  Z U  H E B E N , 
M Ü S S E N  DI E  F I N A N Z I E-
R U N G S M Ö G L IC H K E I T E N 
V E R B E S S E RT W E R D E N .

Das BMWi wird 
die in der Strate­
gie formulierten 
Maßnahmen 
innerhalb der 
Bundesregierung 
vorantreiben. So 
wird unter ande­
rem im Sommer 
eine Standort­
konferenz statt­
finden. Eine 
einzurichtende 
Monitoring-
Gruppe soll 
zudem auch wirt­
schaftspolitische 
Maßnahmen  
auf den Prüf­
stand stellen.

IN KÜRZE

Mehr Informationen finden Sie unter: 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/
industriestrategie-2030.html

KONTAKT
GÖTZ SIEGERT  
Referat: Grundsatzfragen der Industriepolitik; 
Bündnis Zukunft der Industrie

schlaglichter@bmwi.bund.de

MEHR ZUM THEMA
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